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b) 
Immissionsschutzfachliche Stellungnahme 
 
Auf Grund der tatsächlichen Nutzung sei der Geltungsbereich der künftigen Satzung als 
Dorfgebiet nach  5 BauNVO einzustufen. 
Nachdem in der Satzung keine Festsetzungen über die künftigen Nutzungen getroffen 
werden, sei eine konkrete immissionsschutzfachliche Aussage erst im Rahmen der 
einzelnen Baugenehmigungsverfahren möglich. Es wird darauf hingewiesen, dass bei 
Neuansiedlung von nicht betriebszugehörigem Wohnen in der Nähe von Gewerbe bzw. 
landwirtschaftlichen Betrieben auf ausreichende Abstandsflächen zu achten ist. 
 
Einstimmig mit  9  :  0  Stimmen beschloss der Technische Ausschuss die Stellungnahme 
zur Kenntnis zunehmen.    
 
c) 
Naturschutzfachliche Stellungnahme  
 
Die Untere Naturschutzbehörde erhebt gegen die geplante Satzung keine Einwände. Sie 
weist darauf hin, dass bei den einzelnen Bauanträgen besonderer Wert auf die Schaffung 
eines genügend breiten Ortsrandes gelegt werde, um einen harmonischen Übergang von der 
Wohnbebauung zur freien Landschaft zu gewährleisten. Die Pflanzung einer mindestens 
zweireihigen Streuobstwiese wird empfohlen.  
 
Einstimmig mit  9  :  0  Stimmen beschloss der Technische Ausschuss die Stellungnahme 
zur Kenntnis zu nehmen.  
 
 
Landratsamt Ebersberg – Gesundheitsamt; Schreiben vom 20.04.02006 
 
Seitens des Gesundheitsamtes werden keine Einwendungen erhoben.  
 
Einstimmig mit  9  :  0  Stimmen beschloss der Technische Ausschuss die Stellungnahme 
zur Kenntnis zu nehmen. 
 
 
Wasserwirtschaftsamt Rosenheim; Schreiben vom 04.04.06 
 
Zur Frage der Abwasserbeseitigung geht das Wasserwirtschaftsamt davon, dass die Stadt 
das beschlossene Abwasserkonzept einhält und Ruhensdorf bis Jahre 2011 an die 
Kanalisation angeschlossen wird. Unter dieser Voraussetzung reicht übergangsweise die 
Reinigung der Bauvorhaben mittels Kleinkläranlagen nach DIN aus. Der Ablauf aus diesen 
Kleinkläranlagen ist an den durch Ruhensdorf in Süd-Nord Richtung fließenden Bach 
anzuschließen. Ein Anschluss der Straßenentwässerung ist jedoch nicht zulässig.  
 
Einstimmig mit  9  :  0  Stimmen beschloss der Technische Ausschuss die Stellungnahme  
zur Kenntnis zu nehmen und zu bestätigen, dass nach dem beschlossenen Abwasser-
konzept der Stadt Ebersberg ein Anschluss von Ruhensdorf spätestens im Jahr 2011 
vorgesehen ist.  
 
Außerdem weist  das Wasserwirtschaftsamt noch auf folgendes hin: 
Grundsätzlich sollte die Bodenversiegelung auf das unumgängliche Maße reduziert werden. 
Flächen für Stellplätze, Grundstücks- und Garagenzufahrten, Hofflächen usw. sind daher 
soweit möglich unversiegelt bzw. mit durchlässigen Belägen oder mit wassergebundener 
Decke und breitflächiger Versickerung anzulegen. 
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Nicht schädlich verunreinigter Niederschlagswasser von Dächer und sonstigen befestigten 
Flächen ist auf dem Grundstück über die belebte Bodenzone zu versickern. Auf die Nieder-
schlagswasserfreistellungsverordnung (NWFreiV) und die technischen Regeln zum schad-
losen Einleiten von gesammelten Niederschlagswasser in das Grundwasser wird verwiesen.  
 
Zum Grundwasser liegen dem Wasserwirtschaftsamt keine Angaben vor. Da im Moränen-
gebiet grundsätzlich mit Hang- und Schichtwasser zu rechnen sei, empfiehlt das WWA, 
Keller und Schächte wasserdicht und auftriebssicher auszuführen.  
Für den Fall, dass Keller und Fundamente das Grundwasser aufdauern oder eine Bau-
wasserhaltung erforderlich wird, wird auf die erforderlich wasserrechtliche Genehmigung 
durch das Landratsamt Ebersberg hingewiesen. 
 
Weiter empfiehlt das WWA, den verrohrten Bachlauf im Ortsbereich nicht zu überbauen oder 
mit Großbäumen zu bepflanzen, um die Möglichkeit zu erhalten, die Verrohrung zu öffnen. 
Aus diesem Grund sollte beiderseits der Trasse ein Streifen von mindestens 5 m von 
jeglicher Bebauung freigehalten werden. 
 
Einstimmig mit  9  :  0  Stimmen beschloss der Technische Ausschuss die Stellungnahme 
zur Kenntnis zu nehmen. In die Satzung ist ein entsprechender Hinweis auf das Schreiben 
des Wasserwirtschaftsamtes aufzunehmen.   
 
 
Gemeinde Steinhöring; Schreiben vom 13.04.2006  
 
Die Gemeinde Steinhöring erhebt keine Einwände weist jedoch darauf hin, dass eine 
Mehrbelastung der Ebrach durch weitere versiegelte Flächen im Hinblick auf die Hoch-
wassersituation in Steinhöring zu vermeiden ist.  
 
Hierzu wird auf das vorher behandelte Schreiben des Wasserwirtschaftsamtes Rosenheim 
verwiesen, in dem detaillierte Aussagen zur Abwasserbeseitigung enthalten sind. Es kann 
davon ausgegangen werden, dass durch die Außenbereichssatzung keine Verschärfung der 
Hochwassersituation in Steinhöring eintreten wird.  
 
Einstimmig mit  9  :  0  Stimmen beschloss der Technische Ausschuss festzustellen, dass 
durch die Außenbereichsatzung keine Verschärfung der Hochwassersituation in Steinhöring 
eintreten wird. 
 
 
E.on Bayern; Schreiben vom 10.04.06 
 
Es wird mitgeteilt, dass die Errichtung einer neuen Trasformatorenstation erforderlich wird. 
Dafür sollte eine Fläche von ca. 18 qm zur Verfügung gestellt und mittels einer beschränkt-
persönlichen Dienstbarkeit gesichert werden. Nach dem übermittelten Plan kann die Trafo-
Station auch im Bereich des mit dieser Satzung ausgewiesen „Baufensters“ erstellt werden. 
Der betroffene Grundeigentümer erklärte sich gegenüber der Stadt grundsätzlich zu 
Verhandlungen mit der E.on bereit. Einer Festsetzung in der Satzung bedarf es daher nicht.  
 
Einstimmig mit  9  :  0  Stimmen nahm der Technische Ausschuss die Stellungnahme zur 
Kenntnis, beschloss aber auf Grund der privatrechtlichen Lösung der Stromversorgung keine 
Änderung der Satzung. 
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Stellungnahme der Verwaltung: 
Der Bebauungsplan entspricht mit nur geringen Abweichungen den Darstellungen des 
Flächennutzungsplanes. So ist aus dem FNP im Maßstab 1:5000 ein Abstand zwischen der 
Gewerbegebietsausweisung und Wald nach Norden von ca. 60 m zu entnehmen. Nach dem 
Änderungsbebauungsplan soll nun ein Abstand von 55 m festgesetzt werden. Lediglich 
Verkehrsflächen liegen außerhalb der im FNP dargestellten Gewerbegebietsausweisung. 
Zudem wird, wie in der Begründung erläutert, eine Fläche von ca. 3711 m² im Westen des 
Baugrundstückes aus der jetzigen Baufläche entnommen, so dass sich die überbaubare 
Fläche verringert. 
Diese Anpassungen sind auch nach Ansicht des Landratsamtes durch den 
Flächennutzungsplan gedeckt und bedürfen daher nicht seiner Änderung. 
 
Einstimmig mit  9 : 0  Stimmen beschloss der TA, dem Stadtrat eine Änderung des 
Flächennutzungsplanes aufgrund der Stellungnahme des Landratsamtes Ebersberg nicht zu 
empfehlen. 
 
 
Landratsamt Ebersberg; Schreiben vom 12.4.2006 
 
Aus baufachlicher, immissionsschutzfachlicher und naturschutzfachlicher Sicht werden keine 
Einwände erhoben. 
Auch weitergehende Untersuchungen zum Umweltbericht werden nicht gefordert. 
 
Einstimmig mit  9 : 0  Stimmen beschloss der TA, die Stellungnahme zur Kenntnis zu 
nehmen. 
 
 
Landratsamt Ebersberg – Gesundheitsamt; Schreiben vom 12.5.2006 
 
Aufgrund der bestehenden Infrastruktur werden keine weiteren Forderungen aus 
hygienischer Sicht gefordert. 
Dem Gesundheitsamt sind im Planbereich keine Altlasten bekannt. 
Weitergehende Untersuchungen zum Umweltbericht werden nicht gefordert. 
 
Einstimmig mit  9 : 0  Stimmen beschloss der TA, die Stellungnahme zur Kenntnis zu 
nehmen. 
 
 
Wasserwirtschaftsamt Rosenheim, Schreiben vom 10.5.2006 
 
Es wird gefordert, die Flächen für Stellplätze, Grundstücks- und Garagenzufahrten, 
Hofflächen usw. soweit als möglich nicht zu versiegeln bzw. mit durchlässigen Belägen oder 
mit wassergebundener Decke und breitflächiger Versickerung anzulegen. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Es handelt sich hier ausschließlich um Flächen die mit LKW´s befahren werden und auf 
denen auch rangiert werden muss. Die Umfahrung bzw. den Aufstellbereich mit den 
geforderten durchlässigen Belägen zu befestigen, wäre im Hinblick auf diese starke 
Belastung nicht sachgerecht. Dabei ist auch zu berücksichtigen, dass das 
Niederschlagswasser dieser befestigten Flächen der bereits bestehenden 
Versickerungsmulde auf dem Grundstück zugeführt wird.  
Dem Vorschlag des WWA sollte daher nicht gefolgt werden.  
 
Einstimmig mit  9 : 0  Stimmen beschloss der TA im Hinblick auf die zu erwartende starke 
Belastung durch den LKW-Verkehr und die Versickerung der Niederschlagswässer in der 
vorhandenen Versickerungsmulde, keine Festsetzungen hinsichtlich der 
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Versickerungsfähigkeit der Beläge für die erforderliche Befestigung der Grundstücks- und 
Garagenzufahrten, der Hofflächen usw. zu treffen.  
 
Weiter wird gefordert, Verkehrs- und Lagerflächen, auf denen wassergefährdende Stoffe 
angeliefert, gelagert oder abgefüllt werden oder auf denen mit diesen Stoffen in nicht 
unerheblichen Mengen umgegangen wird, an den Kanal anzuschließen. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Es kann davon ausgegangen werden, dass weder im Planbereich noch im übrigen 
Betriebsgelände keine erheblichen Mengen von wassergefährdenden Stoffen angeliefert, 
gelagert oder abgefüllt werden bzw. damit umgegangen wird.  
Unabhängig davon wird der Bereich des künftigen Lagers an die städt. Kanalisation 
angeschlossen werden.  
 
Einstimmig mit  9 : 0  Stimmen beschloss der TA, keine Festsetzungen zum Kanalanschluss 
in den Bebauungsplan aufzunehmen. Das Grundstück ist an die Kanalisation der Stadt 
angeschlossen und unterliegt daher dem Anschluss- und Benutzungszwang. Die 
Entwässerung des Grundstückes richtet sich deshalb nach der Entwässerungssatzung der 
Stadt. Danach ist für die geplante Erweiterung des Lagers und der befestigten Flächen ein 
Plan mit Beschreibung zur Genehmigung vorzulegen. Weiterer Festsetzungen im 
Bebauungsplan bedarf es daher nicht. 
 
Das WWA weist darauf hin, dass zum Grundwasserflurabstand keine Angaben vorliegen. 
Nachdem aber im Moränengebiet grundsätzlich mit Hang- und Schichtwasser zu rechnen ist, 
wird seitens des WWA empfohlen, Keller und Lichtschächte wasserdicht und auftriebssicher 
auszuführen. 
 
Einstimmig mit  9 : 0  Stimmen beschloss der TA, einen entsprechenden Hinweis in den 
Bebauungsplan aufzunehmen. 
 
Zu Altlasten wird mitgeteilt, dass hierzu dem Amt nichts bekannt sei 
Wie auch das Gesundheitsamt, so fordert auch das WWA keine weitergehenden 
Untersuchungen zum Umweltbericht. 
 
Einstimmig mit  9 : 0  Stimmen beschloss der TA, die Stellungnahme zur Kenntnis zu 
nehmen. 
 
 
Kreisbrandinspektion Ebersberg, Schreiben vom 17.4.2006 
 
Es ist eine Feuerwehrumfahrt in einer Breite von mindestens 5 m auch für Fahrzeuge mit 10 
t Achslast (Brückenklasse 30) sicherzustellen.  
Eine Bereitstellungsfläche für mindestens 4 Löschzüge (16Feuerwehreinsatzfahrzeuge, pro 
Fahrzeug 7 m x 12 m) muss im Gesamtfirmengelände vorhanden sein.  
Die bisherige Löschwasserversorgung von 3200 l/min (zwei Stunden sicher) muss weiterhin 
gegeben sein.  
Es ist ein Abstand von 25 m zwischen Gebäude und Wald einzuhalten.  
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Sämtliche Forderungen können eingehalten werden. Die Hinweise zur Lage und Ausführung 
der Hydranten wurden der Fa. ALDI zugeleitet.  
 
Einstimmig mit  9 : 0  Stimmen beschloss der TA, die Stellungnahme als erledigt zu 
betrachten. 
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Jagdgenossenschaft Ebersberg; telefonische Stellungnahme vom 8.4.2006 
 
Seitens der Jagdgenossenschaft werden keine Anregungen vorgebracht. 
 
Einstimmig mit  9 : 0  Stimmen beschloss der TA, die Stellungnahme zur Kenntnis zu 
nehmen. 
 
 
Deutsche Telekom AG, Schreiben vom 21.4.2006; 
E.on Bayern, Schreiben vom 25.4.2006 
ESB Erdgas Südbayern, Schreiben vom 27.4.2006 
 
Seitens der o.g. Versorgungsträger wurden keine Bedenken erhoben. 
 
Einstimmig mit  9 : 0  Stimmen beschloss der TA, die Stellungnahmen zur Kenntnis zu 
nehmen. 
 
 
Bereitstellung der Ausgleichsflächen im Bereich Frauenneuharting/Jakobneuharting 
 
Die von der UNB anerkannte Ermittlung des erforderlichen Ausgleichs stellt einen 
Flächenbedarf von 25.140 m² fest. 
 
In diesem Zusammenhang wurde die Stadt von der UNB über eine kürzlich durchgeführte 
Artenkartierung unterrichtet. Dabei sei festgestellt worden, dass im Bereich der 
Jakobneuhartinger- / Frauenneuhartinger Filze das letzte Kreuzotter-Vorkommen im 
Landkreis liegt. 
Die betroffenen Flächen würden sich für eine Ausgleichsmaßnahme deshalb besonders 
eignen und wären auch verfügbar. 
Es bedarf jedoch der Zustimmung der Stadt, dass die erforderlichen Ausgleichsmaßnahmen 
außerhalb des Gemeindegebietes von Ebersberg durchgeführt werden. 
 
Der TA wurde davon unterrichtet, dass die Fa. ALDI bereit ist, sowohl die erforderlichen 
weiteren Untersuchungen, als auch die notwendigen Ausgleichsmaßnahmen auf den 
betroffenen Grundstücken durchzuführen bzw. zu finanzieren. 
 
Einstimmig mit 9:0 Stimmen beschloss der TA aufgrund der besonderen Situation, der 
Ausgleichsmaßnahme außerhalb des Gemeindegebietes von Ebersberg im Bereich der 
Jakobneuhartinger-/ Frauenneuhartinger Filze zuzustimmen. 
Durch entsprechende Verträge zwischen Stadt und ALDI bzw. dem Freistaat Bayern und 
ALDI ist der Ausgleich in geeigneter Weise in rechtlicher und finanzieller Hinsicht zu sichern. 
 
 
Festlegungen zum Umweltbericht nach § 2 Abs. 4 BauGB 
 
Nach § 2 Abs. 4 Satz 2 BauGB legt die Gemeinde fest, in welchem Umfang und 
Detaillierungsgrad die Ermittlung der Belange des Umweltschutzes zur Abwägung 
erforderlich ist. 
Wie aus den vorher behandelten Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange zu entnehmen ist, sind die Belange des Umweltschutzes durch den 
Umweltbericht i.d.F. vom 12.4.2006 sowohl hinsichtlich Umfang als auch Detaillierungsgrad 
ausreichend ermittelt  
Auch eigene Erkenntnisse, die weitergehende Ermittlungen erfordern, liegen nicht vor. 
 
Einstimmig mit  9 : 0  Stimmen beschloss der TA den Umweltbericht i.d.F. vom 12.4.2006 
nach entsprechender Fortschreibung in das Verfahren nach § 3 Abs. 2 BauGB zu geben. 
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Baugebietes im Sinne des § 19 Abs. 2 BauNVO unter dem Prüfwert nach Nr. 18.7.2 der 
Anlage 1 zum Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (a. F.) lag.  
 
Bei der Vorstellung der Planung am 25.07.2002 war Gelegenheit zur Erörterung und 
Äußerung gegeben.  
 
Mit Schreiben vom 20. August 2002 hat die Stadt die Stellungnahmen der Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch die Planung berührt 
werden, eingeholt. Den TÖB’s wurde Gelegenheit zur Stellungnahme bis 23. September 
2002 gegeben.  
 
Mit den in diesem Verfahrensschritt eingegangenen Anregungen und Bedenken hat sich der 
technische Ausschuss der Stadt in seiner öffentlichen Sitzung am 15. Oktober 2002 befasst. 
Aufgrund der eingegangenen Anregungen bzw. Stellungnahmen der Träger öffentlicher 
Belange ergaben sich diverse Planänderungen.  
 
Weil eine vertragliche Regelung mit den Investoren nicht eher zustande kam, hat der 
technische Ausschuss (erst) in seiner Sitzung am 14. März 2006 den Billigungs- und 
Auslegungsbeschluss zu der überarbeiteten Planfassung vom 6. März 2006 gefasst.  
 
Der Bebauungsplanentwurf in der Fassung vom 6. März 2006 lag in der Zeit vom 24. März 
bis 2. Mai 2006 gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich aus.  
 
Mit Schreiben vom 22. März 2006 hat die Stadt die Stellungnahmen der Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch die Planung berührt 
wird, eingeholt; ihnen wurde Gelegenheit zur Stellungnahme bis 2. Mai 2006 gegeben.  
 
 
II.  Behandlung der eingegangenen Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange 
 
1. Regierung von Oberbayern, Höhere Landesplanungsbehörde, Stellungnahme 

vom 12.04.2006 
 
Die Höhere Landesplanungsbehörde teilt mit, dass die Erfordernisse der Raumordnung der 
Planung nicht entgegenstehen, sofern keine Einzelhandelsgroßprojekte geplant seien.  
 
Einstimmig mit 9:0 Stimmen beschloss der Technische Ausschuss, die Stellungnahme der 
Regierung von Oberbayern vom 12.04.2006 zur Kenntnis zu nehmen. 
Einzelhandelsgroßprojekte im Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 88.1 sind nicht 
beabsichtigt und wären nach den Bebauungsplanfestsetzungen auch unzulässig.  
 
 
2. Regionaler Planungsverband, Stellungnahme vom 26.04.2006 
 
Die Geschäftsstelle des Regionalen Planungsverbands München teilt mit, dass zu dem 
Vorhaben keine regionalplanerischen Bedenken angemeldet würden.  
 
Einstimmig mit 9:0 Stimmen beschloss der Technische Ausschuss, die Stellungnahme des 
Regionalen Planungsverbands München zur Kenntnis zu nehmen. 
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3.  Landratsamt Ebersberg, Stellungnahme vom 09.05.2006 
 
Aus baufachlicher Sicht seien folgende Punkte zu bedenken:  
 
a)  Unter der Textfestsetzung A.6.d würden als Dachform (nur) Satteldächer zugelassen. 

Andere Dachformen seien nur ausnahmsweise zulässig. Das Symbol unter Ziffer D 3 
sowie die Darstellung der Dachformen in den Bauräumen MI 1, MI 2, MI 4 und MI 6, 
sollte deshalb auch zeichnerisch von Walmdach auf Satteldach geändert werden.  

 
Mit  9 : 0  Stimmen beschloss der Technische Ausschuss was folgt: 
Die gegenwärtige – als Hinweis ausgestaltete – Plandarstellung ist irreführend. Die 
Planzeichnung ist in diesem Punkt zu berichtigen.  
 
 
b)  Bei stichprobenartigen Vergleichen des Planentwurfs mit den bereits bestandskräftigen 

Baugenehmigungen habe sich ergeben, dass Anordnung und Anzahl der oberirdischen 
Stellplätze im Bebauungsplan den genehmigten Bauplänen widerspräche.  

 
Einstimmig mit  9  :  0  Stimmen beschloss der Technische Ausschuss was folgt:  
Die Feststellung des Landratsamtes trifft zu. Mit Bedacht setzt der Bebauungsplan den 
Wegfall von Stellplätzen fest. Die „Altstadtpassage“ soll frei von Individualverkehr mit 
Kraftfahrzeugen gehalten werden. Das ist ein zentrales Anliegen der Stadt.  
 
Die Stadt ist sich des Umstandes wohl bewusst, dass damit möglicherweise in 
(bestandsgeschützte) Nutzungen eingegriffen wird. Das ist beabsichtigt. Die Konsequenzen 
daraus wird die Stadt tragen.  
 
Die entfallenden (oberirdischen) Stellplätze können unschwer in den vorgesehenen 
Tiefgaragenanlagen nachgewiesen werden.  
 
Die Stadt hat nochmals rechnerisch geprüft, ob der im Baugebiet ausgelöste Stellplatzbedarf 
(einschl. solcher Stellplätze, die künftig entfallen) in den Tiefgaragenanlagen nachgewiesen 
werden können. Das ist der Fall. Insoweit darf zur Vermeidung überflüssiger Wiederholungen 
auf die Entwurfsbegründung verwiesen werden.  
 
 
Aus naturschutzfachlicher Sicht bestünden seitens des Landratsamtes keine 
grundsätzlichen Bedenken gegen den Bebauungsplan. Das Landratsamt weist allerdings 
darauf hin, dass die „Anteilsfläche aus der Ökokontofläche Fl.Nr. 1757 zu präzisieren sei“.  
 
Einstimmig mit  9  :  0  Stimmen beschloss der Technische Ausschuss was folgt: 
Der aus dem Ökokonto der Stadt abgebuchte Augleichsflächenanteil ist gegenüber dem 
Landratsamt zu präzisieren. Gesonderte Planfestsetzungen sind dafür nicht erforderlich.  
 
 
Immissionsschutzrechtliche Stellungnahme:  
a) Das Landratsamt Ebersberg verweist mit seiner Stellungnahme vom 13. April 2006 auf die 

vorhergehende Äußerung vom 21. Januar 2003.  
Das Landratsamt – Untere Immissionsschutzbehörde – regt inhaltliche Änderungen der 
Ziffer 9b (Festsetzungen zum Immissionsschutz) an. Im Einzelnen wird dazu auf die 
Stellungnahme des Landratsamtes vom 13.04.2006 (Seiten 2 bis 6) verwiesen.  

 
Einstimmig mit  9  :  0  Stimmen beschloss der Technische Ausschuss den fachlichen 
Anregungen der Unteren Immissionsschutzbehörde durch die nachfolgende Neufassung der 
Festsetzung Rechnung zu tragen:  
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„Ziffer 9b) Schutz gegen Verkehrslärm:  
 

aa) An den in der Planzeichnung B rot gekennzeichneten 
Hausfassaden ist eine Überschreitung der Orientierungswerte 
nach DIN 18005 „Schallschutz im Städtebau“ um mehr als 3 
dB(A) zu erwarten.  

 Hinter diesen Fassaden dürfen schutzbedürftige Räume, wie z. B. 
Wohn-, Schlaf- und Kinderzimmer nicht eingerichtet werden.  

 
bb) Ausnahmsweise kann die Einrichtung schutzbedürftiger Räume 

hinter den in der Planzeichnung B rot gekennzeichneten 
Fassaden zugelassen werden, wenn diese Fassaden mit 
verglasten Vorbauten (z. B. Wintergartenkonstruktionen) 
versehen werden und in geeigneter Weise nachgewiesen ist, 
dass ein Beurteilungspegel – ermittelt nach RLS 90 – von 45 
dB(A) in der Nacht hinter den verglasten Vorbauten eingehalten 
wird.  

 Eine ausreichende Belüftung der hinter den Vorbauten liegenden 
Räume (z. B. durch schallgedämmte Lüftungseinrichtungen in der 
Wintergartenkonstruktion) ist zu gewährleisten.  

 
cc) Die Anforderungen der DIN 4109 „Schallschutz im Hochbau“ 

(gem. Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums des 
Innern vom 23.04.1991, AllMBl. Nr. 10/91) sind einzuhalten. Die 
Außenhautelemente der Gebäude (gilt für die immissions-
schutzfachlichen Anforderungen für von außen in die Gebäude 
eindringenden Schall) wie z. B. Wände, Dächer und Fenster sind 
hinsichtlich ihrer Bauschalldämmung entsprechend dieser DIN-
Norm auszulegen, und zwar in Abhängigkeit von der Art der 
Raumnutzung und des ermittelten „maßgeblichen Außenlärm-
pegels“.  

 
 Die Außenbauteile der lärmbeaufschlagten Fassaden 

(Planzeichnung B) müssen ein resultierendes bewertetes 
Schalldämmmaß - gem. Tabelle 8 der DIN 4109-Anlage zur 
Begründung des Bebauungsplans – für den jeweils maßgeblichen 
Lärmpegelbereich unter Berücksichtigung der geplanten Nutzung 
aufweisen. Der Lärmpegelbereich ist entsprechend dem 
schalltechnischen Gutachten des Büros Möhler + Partner, 
Bericht-Nr. 700-1401-2 vom 26. März 2006 – Anlage zur 
Begründung des Bebauungsplans – auf der Grundlage DIN 4109 
zu bestimmen.  

 Zur Bestimmung des erforderlichen resultierenden 
Schalldämmmaßes sind die Korrekturwerte der Tabelle 9 der DIN 
4109 zu berücksichtigen.  

 
 Hinweis: Als Bestandteil der Begründung zum Bebauungsplan 

liegt eine schalltechnische Untersuchung, Bericht-Nr. 700-1401-
02 des Büros Möhler + Partner vom März 2003 einschließlich DIN 
4109 und der DIN 18005 bei.  

 Es wird darauf hingewiesen, dass alle Bauvorhaben, die im 
Geltungsbereich des Bebauungsplans verwirklicht werden, der 
Unteren Immissionsschutzbehörde beim Landratsamt Ebersberg 
zur Beurteilung vorgelegt werden müssen.“ 
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Das beauftragte Planungsbüro wird ferner gebeten, die Bebauungsplanbegründung unter 
Ziffer 4.1.10 „Immissionsschutz“ der Änderung der Planfestsetzung anzupassen.  
 
 
b) Unter „B – Planzeichnung“ sei versehentlich eine Gebäudefassade nicht gekennzeichnet 

worden (am Immissionsort 3).  
 
Einstimmig mit  9  :  0  Stimmen beschloss der Technische Ausschuss was folgt: 
Das Planungsbüro wird gebeten, diese Kennzeichnung im betroffenen Bereich nachzuholen.  
 
 
4. Landratsamt Ebersberg – Gesundheitsamt; Schreiben vom 20.4.2006 
 
Seitens des Gesundheitsamtes Ebersberg werden keine Anregungen oder Einwände 
vorgebracht. 
 
 
 
5.  Landratsamt Ebersberg - Untere Straßenverkehrsbehörde; Schreiben vom 
28.04.2006  
hat keine Bedenken gegen den Bebauungsplan. Sie weist aber darauf hin, dass die 
Verwirklichung der B 304 neu unmittelbar bevorstehe. Möglicher Weise würde sich die 
Situation im Plangebiet ändern. Die Sichtdreiecke seien darauf zu überprüfen. 
 
Mit dem Bau der Südumgehung der Bundesstraße B 304 wurde zwischenzeitlich begonnen. 
Wegen der zu erwartenden Änderungen des Verkehrs im Bereich der Innenstadt war sich 
der Technische Ausschuss in seiner Sitzung am 4.4.2006 einig, ein integriertes 
Verkehrskonzept zu entwickeln, das alle Verkehrsteilnehmer berücksichtigen sollte. 
Ob und wie sich dies auf die Bahnhofstraße (B304) auswirkt, ist deshalb derzeit nicht 
vorauszusehen. 
 
Einstimmig mit  9  :  0  Stimmen beschloss der Technische Ausschuss was folgt: 
Die Stadt wird im Zuge des zu erstellenden integrierten Verkehrskonzeptes prüfen, ob die 
Sichtdreiecke, so wie sie im Bebauungsplan vorgesehen sind, dann noch erforderlich sind.  
 
 
6. Straßenbauamt Rosenheim, Stellungnahme vom 6. April 2006 
 
Die Anregungen des Straßenbauamtes München vom 18. September 2002 sind vollständig 
eingearbeitet. Weitere Anregungen oder Auflagen bestehen seitens des (nunmehr 
zuständigen) Straßenbauamtes Rosenheim nicht.  
 
 
7. Kreisheimatpfleger, Stellungnahme vom 9.5.2006 
 
Der Kreisheimatpfleger erhebt keine Einwendungen und Bedenken gegen den 
Bebauungsplanentwurf Nr. 88.1.  
 
 
8. Kreisbrandinspektion Ebersberg, Stellungnahme vom 06.04.2006 
 
Die Kreisbrandinspektion weist darauf hin, dass der Löschwasserbedarf sicherzustellen sei.  
Ein(e) ungehinderte Feuerwehrzufahrt bzw. –zugang sei ebenfalls zu gewährleisten. Die 
Gemeinschaftstiefgarage müsse eine Belastung von 10 to Achslast (Brückenklasse 30) 
haben.  
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In der „Valentingasse“ müsse eine Wendemöglichkeit für Feuerwehreinsatzfahrzeuge 
vorhanden sein.  
Sperrbalken, -pfosten und Tore in Feuerwehrzufahrten seien mit Verschlussvorrichten nach 
DIN 14925 zu versehen.  
 
Einstimmig mit  9  :  0  Stimmen beschloss der Technische Ausschuss was folgt: 
Die zureichende Löschwasserversorgung kann nicht im Bebauungsplan festgesetzt werden. 
Die Stadt hat allerdings durch Abschluss eines Erschließungsvertrages dafür Sorge 
getragen, dass die Löschwasserversorgung dauerhaft auch im Plangebiet sichergestellt 
werden kann.  
 
Soweit gegenwärtig erkennbar, gibt es keine Bedenken hinsichtlich der Feuerwehrzufahrten 
bzw. des Feuerwehrzugangs. Die ungehinderte Befahrbarkeit des Areals für die Feuerwehr 
ist gewährleistet. Feuerwehraufstellflächen (auch) für Drehleiterfahrzeuge mit einer Breite 
von 5 m sind vorhanden. Eine Durchfahrt vom Marienplatz bis zur Dr.-Wintrich-Straße, auch 
in der dort vorgesehenen verkehrsberuhigten Zone, ist für Einsatzfahrzeuge der Feuerwehr 
möglich. Ausreichende Bewegungsflächen sind vorhanden.  
 
Vorsorglich ist unter Ziffer 24 ein Hinweis aufzunehmen, wonach die Decke der 
Gemeinschaftstiefgarage für eine Belastung von einer Achslast von 10 to (Brückenklasse 30) 
ausgebildet werden muss.  
 
In der Valentingasse sieht der Bebauungsplanentwurf bereits eine LKW-Wendefläche nach 
EAE 85/95 vor. Sie reicht nach Auffassung der Stadt auch für Feuerwehreinsatzfahrzeuge 
aus.  
 
Über die konkrete Ausgestaltung von etwaigen Sperrbalken, -pfosten und von Toren wird die 
Stadt im Benehmen mit der Kreisbrandinspektion Ebersberg entscheiden; dies allerdings erst 
im Rahmen der Ausführungsplanung.  
 
 
9. Deutsche Telekom, Stellungnahme vom 10. April 2006 
 
Die Deutsche Telekom AG teilt mit, zur Verwirklichung des MI 2 seien im Zuge des 
Straßenbaus neue Kabel nötig.  
 
Einstimmig mit  9  :  0  Stimmen beschloss der Technische Ausschuss was folgt: 
Die Stadt hat den Bedenken dadurch Rechnung getragen, dass im Wege eines 
Erschließungsvertrages mit allen Grundstückseigentümern vereinbart worden ist, im Zuge 
des Straßenbaus auch die Spartenträger zu beteiligen. Sie haben mit (u. a.) der Telekom zu 
klären, welche Kabel wo und zu welcher Zeit eingelegt werden müssen.  
 
 
10. Wasserwirtschaftsamt Rosenheim, Stellungnahme vom 07.04.2006 
 
Das Wasserwirtschaftsamt Rosenheim weist darauf hin, dass 
Niederschlagswasserrückhalteeinrichtungen zur hydraulischen Entlastung der bestehenden 
Kanalisation vorzusehen sind. Hierdurch müsse der Verlust an unversiegelten Flächen 
kompensiert werden.  
Weitere Bemerkungen zum Bebauungsplanentwurf Nr. 88.1 gäbe es nicht.  
 
Einstimmig mit  9  :  0  Stimmen beschloss der Technische Ausschuss was folgt: 
Der Stadt ist das Problem einer zureichenden Regenwasserrückhaltung im Plangebiet 
durchaus bekannt. Die Stadt hat durch Abschluss insgesamt zweier Erschließungsverträge 
dafür gesorgt, dass der komplette im Plangebiet niedergehende Niederschlag ohne 
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Überlastung der vorhandenen Kanalleitungen abgeleitet werden kann. Diese Planung ist mit 
dem Wasserwirtschaftsamt Rosenheim abgestimmt.  
 
 
11. Erdgas Südbayern GmbH, Stellungnahme vom 06.04.2006 
 
Die ESB weisen darauf hin, dass im Plangebiet eine Erdgasversorgungsleitung bestünde. 
Um eine geeignete Trassenzuweisung werde gebeten.  
 
Einstimmig mit  9  :  0  Stimmen beschloss der Technische Ausschuss was folgt: 
Die Stadt hat mit den beteiligten Grundstückseigentümern jeweils einen 
Erschließungsvertrag geschlossen. In diesem Rahmen ist auch unschwer eine Entscheidung 
über die endgültige Trasse einer Erdgasversorgungsleitung möglich.  
Der Stadt ist im Übrigen bekannt, dass im Plangebiet schon heute eine 
Erdgasversorgungsleitung verläuft. Auf sie wird selbstverständlich Rücksicht genommen.  
 
 
12. E.on Bayern, Stellungnahme vom 10. April 2006 
 
Die E.on Bayern AG weist darauf hin, dass u. U. die Errichtung einer neuen 
Transformatorenstation im Planbereich sowie eine Verlegung zusätzlicher Kabel erforderlich 
sein könnte.  
Für die Transformatorenstation sei eine Größe zwischen 18 und 35 m² erforderlich. Sie sei 
durch eine beschränkt persönliche Dienstbarkeit zu Gunsten der E.on Bayern AG zu sichern.  
Ein denkbarer Standort sei in einem, der Stellungnahme beigefügten Lageplan 
gekennzeichnet.  
 
Einstimmig mit  9  :  0  Stimmen beschloss der Technische Ausschuss was folgt: 
Der vorgeschlagene Standort befindet sich exakt an der schmalsten Stelle im MI 2. Dort 
kommt er definitiv nicht in Betracht; dies vor allem nicht mit der vorgesehenen Größe 
zwischen 18 und 35 m².  
 
Aus Sicht der Stadt ist dieses Problem allerdings unschwer lösbar. Zum Beispiel könnte ein 
entsprechendes Transformatorengebäude in der vorgesehenen Gemeinschaftstiefgarage – 
also unterirdisch – untergebracht werden. Auch eine Eingliederung in die künftig geplanten 
Baulichkeiten ist vorstellbar.  
 
Die Stadt hat Verständnis für den Wunsch der E.on nach einer dinglichen Sicherung. Sie 
wird die E.on hierbei nach Möglichkeit unterstützen.  
 
Die Stadt hat auch erwogen, ob dazu eine entsprechende Festsetzung bereits heute im 
Bebauungsplan erforderlich ist. Die Vorstellungen der E.on sind dafür allerdings zu unpräzise 
und lassen eine genaue Ortsbestimmung nicht zu. 
 
 
13. Gemeinde Steinhöring, Stellungnahme vom 13. April 2006 
 
Die Gemeinde Steinhöring bittet darum, eine Mehrbelastung der Ebrach durch weitere 
versiegelte Flächen im Hinblick auf die Hochwassersituation zu vermeiden.  
 
Einstimmig mit  9  :  0  Stimmen beschloss der Technische Ausschuss was folgt: 
Die Stadt hat Verständnis für die Bitte der Gemeinde Steinhöring. Wie der Gemeinde 
Steinhöring bekannt ist, verfolgt die Stadt das Ziel einer vollständigen Rückhaltung aller auf 
versiegelten Flächen innerhalb des Stadtgebietes anfallenden Niederschläge. Die Stadt geht 
davon aus, dass dieses Ziel alsbald erreicht sein wird.  
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Unabhängig davon ist festzuhalten, dass der überplante Innenstadtbereich (Geltungsbereich 
des Bebauungsplans Nr. 88.1) bereits heute weitgehend versiegelt ist. Eine Verschärfung 
der Hochwassersituation für die Gemeinde Steinhöring gerade durch diese Planung ist 
deswegen sicher auszuschließen.  
 
 
14. Markt Kirchseeon, Stellungnahme vom 30.03.2006 
 
Der Markt Kirchseeon erhebt keine Anregungen oder Einwände gegen den Bebauungsplan.  
 
 
III. Anregungen der Bürger im Verfahren nach § 3 Abs. 2 BauGB 
 
1. Anregungen der Kreissparkasse Ebersberg, Stellungnahme vom 13. April 2006 
 
Die Kreissparkasse Ebersberg weist erneut darauf hin, dass die vor der Ostseite des 
Gebäudes Altstadtpassage 4 (Südbau der Kreissparkasse auf der Fl.Nr. 62) vorgesehene 
Grünfläche so, wie im Bebauungsplan dargestellt, nicht erstellt werden könne. Zum einen 
läge diese Grünfläche unmittelbar vor dem Eingang. Zum anderen befände sich darunter 
eine Tiefgarage mit derzeit nur 30 cm Überdeckung.  
 
Außerdem sei die vorhandene Tiefgaragenabfahrt an der Südseite der Kreissparkasse 
planlich nicht berücksichtigt worden. Auch falls diese Abfahrtsrampe nicht mehr benötigt 
werde, sei sie durch Überbauung zu schließen. Dies lasse der Bebauungsplan so nicht zu.  
 
Einstimmig mit  9  :  0  Stimmen beschloss der Technische Ausschuss was folgt: 
Der Einwand der Kreissparkasse gegen den im Bebauungsplan vorgesehenen Grünstreifen 
ist berechtigt. Er läge unmittelbar im Eingangsbereich. 
 
Der im Bebauungsplan vorgesehene Grünstreifen ist geringfügig so zu verschieben, dass er 
nicht im Eingangsbereich des Südbaues der Kreissparkasse zu liegen kommt. Im Übrigen ist 
darauf hinzuweisen, dass an fraglicher Stelle lediglich solche Pflanzungen – schon nach den 
gegenwärtigen Planfeststetzungen – vorgesehen sind, welche auch mit einer sehr geringen 
Überdeckung auskommen (also keine Tiefwurzler – sh. Pflanzliste 2 zum Bebauungsplan). 
 
Insgesamt berechtigt ist allerdings der Einwand der Kreissparkasse, dass die Abfahrtsrampe 
zur Tiefgarage in der Planzeichnung übersehen worden ist. Es handelt sich hierbei um ein 
redaktionelles Versehen. Die Absicht der Stadt war klar. Die Tiefgaragenzufahrt soll 
deswegen ebenfalls mit einer roten Linie („Tiefgarage“) umfahren werden. Eine solche 
Planfestsetzung erlaubt später die von der Stadt angestrebte Schließung der bisherigen 
Zufahrt, sobald die Verbindung zur außerdem festgesetzten Gemeinschaftstiefgarage 
tatsächlich geschaffen werden kann. 
 
 
2. Weitere Anregungen von Bürgern sind nicht eingegangen. 
 
IV. Sonstige Belange 
 
Die Stadt hat geprüft, ob über die eingegangenen Stellungnahmen bzw. Anregungen hinaus 
noch weitere Belange zu berücksichtigen sind, etwa solche, die sich nach Lage der Dinge 
aufdrängen. Das ist nach derzeitiger Sichtweise aber nicht der Fall.  
 
 
Im Zuge der Beratung beantragte Stadtrat Berberich, die Festsetzung A.8b) des 
Bebauungsplanentwurf  –Verkehrsflächen - so zu ändern, dass auch im Theaterhof anstelle 
des bisherigen verkehrsberuhigten Bereiches eine Fußgängerzone festgesetzt wird. 
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StR Riedl fragte an, wann die restlichen Abgrenzungspoller am Quartier Senioren-Wohnheim 
aufgestellt werden. Bgm. Brilmayer entgegnete, dies werde sobald als möglich durch den 
Bauhof erledigt. Des Weiteren bat StR Riedl das Schloss der Besuchertoilette im alten 
Friedhof zu reparieren. Dies wird umgehend an den Bauhof weitergeleitet. 
 
StR Ried fragte nach dem Baubeginn zur Klostersee-Entschlammung. Bgm Brilmayer konnte 
hierzu die kommende Woche nennen. 
Anmerkung der Verwaltung: Am 14.06 06 findet die Schluss-Abnahme der 
Schlammlagerfläche statt. Baubeginn für die Entschlammung ist aller Voraussicht nach der 
19.06.06.  
 
StR Berberich erinnerte an seinen Wunsch, Richtungspfeile in der Bahnhofstraße zum 
besseren Einfädeln zu markieren. Bgm. Brilmayer verwies darauf, dass das Straßenbauamt 
bereits in Kenntnis gesetzt wurde und Herr Weisheit die Angelegenheit bereits bearbeitet. 
Über das Ergebnis wird berichtet. 
 
 
Beginn der öffentlichen Sitzung: 19.00 Uhr 
Ende der öffentlichen Sitzung   : 21.30 Uhr 
 
 
Ebersberg, den 
 
 
 
W. Brilmayer        
Sitzungsleiter        
 
Schriftführer: 
 
Deierling, TOP 13 - 15    ……………………………………. 
 
 
Fischer, TOP 1 -10, 16, 17  ……………………………………. 
 
 
Pfeifer TOP 11                 …………………………………….. 
 
 
Weisheit TOP 12    ……………………………………… 
 
 
Es folgte ein nichtöffentlicher Teil 
 
 
 




